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- Drucksache 1387 - 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Schwarzhaupt: 


Der Lauf von Verjährimgs- und Aussclilußfristf n 
war während der Kriegs- und Nachkriegszeit für 
bestimmte Schuldverhältnisse durch eine Reihe von 
Gesetzen gehemmt worden. Das galt insbesondere 
für Schuldverhältnisse, bei denen Gläubiger und 
Schuldner verschiedenen Nationen angehörten, da 
in diesen Fällen wegen der Unterbrechung des in- 
ternationalen Verkehrs und wegen der Beschrän- 
kung im Devisenverkehr die Erfüllung der Ver- 
bindlichkeiten und damit eine Unterbrechung der 
Fristen durch Klageerhebung nicht möglich oder 
jedenfalls erschwert war. Das Gesetz über den Ab- 
lauf der durch Kriegs- oder Nachkriegsvorschriften 
gehemmten Fristen vom 28. Dezember 1950 (BGBl. 
S. 821) hob die Hemmung auf und regelte den Ab- 
lauf dieser Fristen; die Verjährung bestimmter 
Auslandsschulden und einiger ähnlicher Schuld- 
verhältnisse blieb aber gehemmt (§§ 3 und 4 des 
Gesetzes vom 28. Dezember 1950; Ergänzungsgesetz 
vom 30. März 1951 — BGBl. I S. 213 — ; AHK Ge- 
setz Nr. 67 — Amtsblatt S. 1310 — ). 

Nachdem das Londoner Abkommen vom 27. Fe- 
bruar 1953 einen Weg für die Regelung deutscher 
Auslandsschulden eröffnet hat, besteht die Mög- 
lichkeit, bei einem weiteren Kreis von Schuldver- 
hältni'ssen die Verjährung und Ausschlußfristen 
wieder in Gang zu setzen, bei denen sie bisher noch 
gehemmt sind. 

Für diejenigen Schulden, die nach diesem Ab-, 
kommen geregelt werden, endet die Hemmung 
18 Monate nach dem Zustandekommen der Rege- 
lung, Es bleiben aber noch bestimmte Schuldver- 
hältnisse übrig, bei denen die Hemmung der Ver- 
jährung durch das Londoner Schuldenabkommen 
nicht beendet wird, z, B. diejenigen, über die 
keine Regelung zustande gekommen Ist oder bei 
denen der Gläubiger einem Lande angehört, das 
nicht Signatarmacht des Abkommens ist. 


Aus dieser Situation ergab sich ein doppeltes 
Bedürfnis für eine gesetzliche Regelung. 

Die Bestimmungen des Londoner Schuldenab- 
kommens über den Fristenablauf sind in der für 
den deutschen Rechtsverkehr schwer zugänglichen 
Sprache internationaler Abkommen gefaßt. In den 
§§ 3 und 4 des vorliegenden Gesetzentwurfs sind 
diese Bestimmungen ohne eine inhaltliche Ände- 
rung so gefaßt worden, daß sie für den deutschen 
Rechtsverkehr leichter verständlich sind. 

Ferner mußten Bestimmungen über die Ver- 
jährung der nicht nach dem Abkommen geregelten 
oder von ihm nicht betroffenen Auslandsschulden 
erlassen werden, da es im Hinblick auf die Bedürf- 
nisse des Rechtsverkehrs nicht angängig ist, daß 
die Verjährung dieser Ansprüche auf unabsehbare 
Zeit gehemmt bleibt. 

Uber den Inhalt der Regelung, die der von der 
Bundesregierung vorgelegte Entwurf vorsieht, er- 
gaben sich im Rechts ausschuß und in den mitbe- 
teiligten Ausschüssen für Finanz- und Steuer- 
fragen und für Geld und Kredit keine Meinungs- 
verschiedenheiten. Der Bundesrat hat in seiner 
Sitzung vom 6. Mai 1955 keine Einwendungen nach 
Artikel 76 Abs. 2 GG erhoben. 

Die Beratungen in den drei beteiligten Aus- 
schüssen ergaben einige Änderungen, die im wesent- 
lichen redaktioneller Art waren. In § 1 sind die 
Worte „des SHAEF und“ weggefallen, da das Zitat 
der Gesetze Nr. 52 der Militärregierungen zur Klar- 
stellung genügt. 

In § 1 Abs. 2 ist an zwei Stellen das Wort „Regie- 
rungsvereinbarung“ ersetzt worden durch „zwi- 
schenstaatliche Vereinbarung“, W’eil in dem Schul- 
denabkommen auch Regelungen vorgesehen sind, 
die nicht unbedingt in der Form einer Regierungs- 
vereinbarung getroffen werden müssen. 
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In § 8 ist auf Vorschlag des Vertreters der Bun- 
desregierung das Wort „Verbindlichkeit“ durch das 
sprachlich bessere Wort „Anspruch“ ersetzt wor- 
den, ohne daß damit die Bedeutung der Bestim- 
mung verändert wird. 

In § 9 Abs. 2 wurden zur Vermeidung von Miß- 
verständnissen außer den Ansprüchen selbst auch 
die Ansprüche auf erst später fällig werdende Ne- 
benleistungen eingefügt. 

Zwei Empfehlungen des Ausschusses für Finanz- 
und Steuerfragen folgte der Rechtsausschuß nach 
eingehender Beratung und im Einvernehmen mit 
dem Vertreter der Bundesregierung nicht. 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuer fragen bat, 
zu prüfen, ob die Bezeichnung in der Überschrift 
„Auslandsschulden und ähnliche Schulden“ näher 
konkretisiert werden könnte und ob man in § 1 
Abs. 2, §§ 3, 4 und an anderen Stellen die Zitierung 
des Londoner Abkommens über Auslandsschulden 
als „das Schuldenabkommen“ nicht noch verdeut- 
lichen müsse. 

In bezug auf die Überschrift ergab die Aus- 
sprache im Rechtsausschuß, daß jede konkretere Be- 
stimmung dessen, was mit „ähnlichen Schulden“ 
gemeint ist, entweder zu eng oder zu umständlich 
sein müsse. Der Inhalt des Gesetzes und seine Be- 
gründung ergebe deutlich genug, daß es sich bei 
den ähnlichen Schulden um eine Gruppe von Schul- 


den handelt, die, ohne Auslandsschulden im Sinne 
des Londoner Schuldenabkommens zu sein, infolge 
des Erfordernisses einer Sondergenehmigung e'ben- 
so wie diese eine Fristenhemmung erfahren haben. 
Die Bezeichnung des Londoner Abkommens über 
deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 1953 
in der vereinfachten Form „Schuldenabkommen“ 
schien dem Rechtsausschuß unmißverständlich, 
nachdem im § 1 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes klar- 
gestellt ist, welches Schuldenabkommen mit dieser 
Bezeichnung gemeint ist. 

Schließlich wurde darauf hingewiesen, daß die 
Begründung des Regierungsentwurfs in der Druck- 
sache 1387 auf Seite 7 einen redaktionellen Fehler 
enthält. Die Ziffer 4 soll gestrichen werden. In Zif- 
fer 3 sind die Worte „der unter 1) genannten Per- 
sonen“ ZU streichen. Dieser Fehler soll in der amt- 
lichen Veröffentlichung der Begründung, die be- 
absichtigt ist, berichtigt werden. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt dem Plenum des 
Bundestages die Annahme des Gesetzes mit den 
vom Rechtsausschuß vorgenommenen Änderungen. 


Bonn, den 10. Oktober 1955 

Frau Dr. Schwarzhaupt 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1387 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 24. Oktober 1955 

Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Hoogen Frau Dr. Schwarzhaupt 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Verjährung von deutschen 
Auslandsschulden und ähnlichen Schulden 
- Drucksache 1387 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 1 

(1) Ist zur Erfüllung eines beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bestehenden, noch 
nicht verjährten Anspruchs eine devisen- 
rechtliche Sondergenehmigung oder eine 
Sondergenehmigung nach Artikel 1 Abs. 1 
Buchstabe f der Gesetze Nr. 52 des SHAEF 
und der Militärregierungen erforderlich, so 
verjährt der Anspruch nicht vor dem Ablauf 
von achtzehn Monaten nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 

(2) Ist die Regelung einer Schuld nach 
Maßgabe des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden (Bun- 
desgesetzbl. II S. 331) erst möglich, nachdem 
eine in diesem Schuldenabkommen vorgese- 
hene /?egierw^zg5vereinbarung getroffen oder 
ein darin vorgesehenes Bundesgesetz erlassen 
ist, so verjähren die beim Inkrafttreten des 
vorliegenden Gesetzes noch nicht verjährten 
Ansprüche aus einer solchen Schuld nicht vor 
dem Ablauf von achtzehn Monaten nach 
dem Inkrafttreten der vorgesehenen Regie- 
r^rzg 5 vereinbarung oder des vorgesehenen 
Bundesgesetzes. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 1 

(1) Ist zur Erfüllung eines beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bestehenden, noch nicht 
verjährten Anspruchs eine devisenrechtliche 
Sondergenehmigung oder eine Sondergeneh- 
migung nach Artikel 1 Abs. 1 Buchstabe f der 
Gesetze Nr. 52 der Militärregierungen erfor- 
derlich, so verjährt der Anspruch nicht vor 
dem Ablauf von achtzehn Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Ist die Regelung einer Schuld nach 
Maßgabe des Abkommens vom 27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden (Bun- 
desgesetzbl. II S. 331) erst möglich, nachdem 
eine in diesem Schuldenabkommen vorge- 
sehene zwischenstaatliche Vereinbarung ge- 
troffen oder ein darin vorgesehenes Bundes- 
gesetz erlassen ist, so verjähren die beim In- 
krafttreten des vorliegenden Gesetzes noch 
nicht verjährten Ansprüche aus einer solchen 
Schuld nicht vor dem Ablauf von achtzehn 
Monaten nach dem Inkrafttreten der vorge- 
sehenen zwischenstaatlichen Vereinbarung. 
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§ 8 

Unberührt bleiben die Vorschriften inter- 
nationaler Verträge und anderer Gesetze, nach 
denen Ansprüche erst später verjähren oder 
Ausschlußfristen erst später ablaufen als in den 
in diesem Gesetz bezeichneten Zeitpunkten. 
Unberührt bleibt insbesondere eine Hem- 
mung der Verjährung, die dadurch bewirkt 
wird, daß eine Reichsmarkverbindlichkeit 
nicht auf Deutsche Mark umgestellt worden 
ist, oder daß eine Verbindlichkeit wegen 
noch ausstehender bundesgesetzlicher Rege- 
lung oder nur deswegen nicht geltend ge- 
macht werden kann, weil in Artikel 5 des 
Schuldenabkommens eine Prüfung der For- 
derungen oder die Regelung der Schulden 
zurückgestellt worden ist. 

§ 9 

(1) Ein Leistungsverbot nach § 12 des Aus- 
führungsgesetzes zum Abkommen über deut- 
sche Auslandsschulden vom 24. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1003) bewirkt keine 
Hemmung der Verjährung des Anspruchs 
oder des Laufs von Ausschlußfristen. 

(2) Fordert der Berechtigte nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes den Verpflichteten 
unter bestimmter Angabe des Betrages und 
des Grundes des Anspruchs, der von einem 
solchen Leistungsverbot betroffen wird, 
schriftlich zu einer Erklärung darüber auf, ob 
er den Anspruch anerkennt, und geht diese 
Aufforderung dem Verpflichteten zu, bevor 
der Ansprum verjährt ist oder die Aus- 
schlußfristen abgelaufen sind, so werden die 
Verjährung und der Lauf der Ausschluß- 
fristen nicht vor dem Ablauf von achtzehn 
Monaten nach dem Wegfall des Leistungs- 
verbots vollendet. Das gleiche gilt, soweit 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Verjährung eines solchen Anspruchs unter- 
brochen wird. Konnte der Berechtigte die 
Person des Verpflichteten oder dessen Auf- 
enthalt bei Anwendung der im Verkehr er- 
forderlichen Sorgfalt nicht rechtzeitig ermit- 
teln, so gilt Satz 1 auch, wenn die Aufforde- 
rung dem Verpflichteten erst binnen acht- 
zehn Monaten nach Wegfall dieser Hinder- 
nisse zugeht. 


§ 8 

Unberührt bleiben die Vorschriften inter- 
nationaler Verträge und anderer Gesetze, 
nach denen Ansprüche erst später verjähren 
oder Ausschlußfristen erst später ablaufen 
als in den in diesem Gesetz bezeichneten Zeit- 
punkten. Unberührt bleibt insbesondere eine 
Hemmung der Verjährung, die dadurch be- 
wirkt wird, daß eine Reichsmarkverbindlich- 
keit nicht auf Deutsche Mark umgestellt wor- 
den ist, oder daß ein Anspruch wegen noch 
ausstehender bundesgesetzlidier Regelung 
oder nur deswegen nicht geltend gemacht 
werden kann, weil in Artikel 5 des Schulden- 
abkommens eine Prüfung der Forderungen 
oder die Regelung der Schulden zurückge- 
stellt worden ist. 

§ 9 

(1) unverändert 


(2) Fordert der Berechtigte nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes den Verpflichte- 
ten unter bestimmter Angabe des Betrages 
und des Grundes des Anspruchs, der von 
einem solchen Leistungsverbot betroffen 
wird, schriftlich zu einer Erklärung darüber 
auf, ob er den Anspruch anerkennt, und 
geht diese Aufforderung dem Verpflichteten 
zu, bevor der Anspruch verjährt ist oder die 
Ausschlußfristen abgelaufen sind, so werden 
die Verjährung des Anspruchs mit Einschluß 
der Ansprüche auf die erst später fällig wer- 
denden Nebenleistungen und der Lauf der 
Ausschlußfristen nicht vor dem Ablauf von 
achtzehn Monaten nach dem Wegfall des 
Leistungsverbots vollendet. Das gleiche gilt, 
soweit nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Verjährung eines solchen Anspruchs un- 
terbrochen wird. Konnte der Berechtigte die 
Person des Verpflichteten oder dessen Auf- 
enthalt bei Anwendung der Im Verkehr er- 
forderlichen Sorgfalt nicht rechtzeitig ermit- 
teln, so gilt Satz 1 auch, wenn die Aufforde- 
rung dem Verpflichteten erst binnen acht- 
zehn Monaten nach Wegfall dieser Hinder- 
nisse zugeht. 
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